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Stellungnahme zum Richtlinienvorschlag über die Durchsetzung der Richt-
linie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt, zur Festlegung 
eines Notifizierungsverfahrens für dienstleistungsbezogene Genehmigungs-
regelungen und Anforderungen sowie zur Änderung der Richtlinie 
2006/123/EG und der Verordnung Nr 1024/2012 über die Verwaltungszu-
sammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems, COM(2016) 
821 final 
 

 

 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) nimmt zum Richtlinienvorschlag der Kommission bezüglich 

des Notifizierungsverfahrens für Dienstleistungen, COM(2016) 821 final, vom 10.1.2017 wie 

folgt Stellung:  

Kurzübersicht 

Die von der Europäischen Kommission vorgeschlagene Notifizierungs-Richtlinie greift so-

wohl in die Souveränität der Mitgliedstaaten ein und berührt zudem auch das demokratische 

Prinzip. Durch den neuen Konsultationsprozess, an dem neben der Kommission auch die 

Mitgliedstaaten teilnehmen können, wird der Gesetzgebungsprozess künstlich verzögert und 

zusätzlicher Bürokratieaufwand geschaffen. 

Über eine so genannte Vorwarnung kann die Kommission verhindern, dass der Mitgliedstaat 

neue Regelungen in Kraft setzt. Zwar hat der Richtlinien-Entwurf keinen unmittelbaren Ein-

fluss auf arbeitsrechtliche Bestimmungen, mittelbare Auswirkungen sind jedoch möglich. 

Vor diesem Hintergrund lehnt die BAK den Richtlinienvorschlag zum Notifizierungsverfahren 

ab. Das bestehende Verfahren ist adäquat und ausreichend.  
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Die Position zur Notifizierungs-Richtlinie im Detail 

Eingriff in die nationale Souveränität 

Vorab sei festgehalten, dass der vorliegende Entwurf tief in die nationale Souveränität der 

Mitgliedstaaten (MS) eingreift und das demokratische Prinzip nicht unwesentlich berührt: Die 

MS werden in Artikel 3 verpflichtet, der Europäischen Kommission (EK) spätestens 3 Monate 

vor Erlass von nationalen Regelungen, die Auswirkungen auf die Niederlassung oder die 

grenzüberschreitende Erbringung von Dienstleistungen zur Folge haben können zu notifizie-

ren. Während dieses Notifikationsprozesses darf die Vorschrift durch den MS nicht erlassen 

werden.  

Dies beeinträchtigt zum einen gravierend den nationalen parlamentarischen Gesetzwer-

dungsprozess. Neben der Praxis der Gesetzwerdung ist aber auch die Souveränität der MS 

betroffen. Die EK und alle anderen MS bekommen die Möglichkeit, sich direkt zu den Ent-

würfen zu äußern. Damit können sowohl die EK als auch die MS direkt in das nationale Ge-

setzesverfahren eingreifen. Der betroffene MS ist gezwungen, sich für seine nationale Ge-

setzgebung zu rechtfertigen. 

Verzögerungen im Gesetzgebungsprozess 

Der Konsultationsprozess (Artikel 5) führt zu zeitlichen Verzögerungen im einzelstaatlichen 

Regelungsprozess: Die EK und andere MS können sich innerhalb von zwei Monaten äu-

ßern. Anschließend hat der notifizierende MS maximal ein Monat Zeit, auf diese Bemerkun-

gen zu antworten.  

Der Eingriff in den demokratischen Prozess wird noch verstärkt, indem die EK gemäß Artikel 

6 gegenüber dem notifizierenden MS eine Vorwarnung formuliert, sofern sie nach einer Be-

wertung der notifizierten Maßnahme Bedenken hinsichtlich deren Konformität mit der Dienst-

leistungsRL hat. Wird eine Vorwarnung formuliert, darf der betreffende MS während drei 

Monaten die betreffende notifizierte Maßnahme nicht erlassen. 

Laut dem Kommissions-Entwurf stellt ein Verstoß gegen Artikel 5 oder 6 einen wesentlichen 

und hinsichtlich seiner Folgen für Einzelne schwerwiegenden Verfahrensfehler dar. Nähere 

Ausführungen zur Bedeutung und zu den Folgen, die das nach sich ziehen soll, äußert die 

EK nicht. 

Daran anschließend kann die EK nach einer Vorwarnung einen rechtlich bindenden Be-

schluss fassen, mit dem die Unvereinbarkeit der notifizierten Maßnahme mit der Dienstleis-

tungsRL festgestellt wird und der notifizierende Mitgliedstaat aufgefordert wird, von ihrem 

Erlass Abstand zu nehmen. 

Mit dem Rechtsvorschlag ist ein deutlich erhöhter bürokratischer Aufwand verbunden, der im 

Widerspruch zum Ziel des Abbaus von Bürokratie und besserer Rechtsetzung steht. 
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Auswirkungen auf arbeitsrechtliche Bestimmungen 

In der Dienstleistungs-RL selbst ist zwar grundsätzlich das Arbeitsrecht – dh gesetzliche 

oder vertragliche Bestimmungen über Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, Arbeits-

kampfmaßnahmen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die soziale Sicherheit und 

(unter Wahrung des Gemeinschaftsrechts) Tarifvertragsfreiheit sowie Arbeitskampfmaß-

nahmen – nicht berührt (Artikel 1 Abs 6 und 7), jedoch sieht der RL-Entwurf Regelungen vor, 

die mittelbaren Einfluss auf diese Bereiche haben könnten.  

So wird in Artikel 4 geregelt, welche in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/123/EG 

fallenden Anforderungen und Genehmigungsregelungen von der Notifizierungspflicht erfasst 

sind. Beispielsweise müssen Anforderungen im Sinne des Artikels 25 der Richtlinie 

2006/123/EG notifiziert werden, welche die Verpflichtung vorsehen, ausschließlich eine be-

stimmte Tätigkeit auszuüben, oder die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche Ausübung 

unterschiedlicher Tätigkeiten beschränken (Stichwort: reglementierte Berufe). Diese Rege-

lung ist geeignet, österreichische einzelstaatliche Regelungen – wie etwa die Gewerbeord-

nung – zu berühren, die damit mittelbaren Einfluss auf die Anwendbarkeit von Kollektivver-

trägen haben. Der EK und den anderen MS werden hier im Rahmen des Notifizierungspro-

zesses Mitspracherechte eingeräumt, was aus ArbeitnehmerInnensicht abzulehnen ist. Ins-

besondere für Österreich könnte das eine Lähmung bei dringlichen sozialpolitischen Vorha-

ben bedeuten. 

Abschließende Bewertung  

Eine Änderung des Notifizierungsverfahrens wie in der vorliegenden neuen Richtlinie vorge-

stellt, sehen wir als unverhältnismäßig an. Zudem richtet sich der Vorschlag gegen das Sub-

sidiaritätsprinzip und berührt das demokratische Prinzip. Mit dem Richtlinienentwurf in der 

vorliegenden Form ist auch mit einer Erhöhung des bürokratischen Aufwands zu rechnen. 

Darüber hinaus sind Auswirkungen auf arbeitsrechtliche Bestimmungen zu befürchten. 

Daher lehnt die BAK den neuen Rechtsvorschlag zum Notifizierungsverfahren für Dienstleis-

tungen ab. Das bestehende Verfahren ist adäquat und ausreichend.  

Wir ersuchen um Berücksichtigung unserer Anmerkungen bei den mit dem Richtlinienvor-

schlag verbundenen Arbeiten auf EU-Ebene. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

 

Rudi Kaske  Maria Kubitschek  

Präsident  iV des Direktors 
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